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Historie

 In der Weimarer Verfassung wurden 1919 erstmals Arbeiterräte 

konstituiert (Art. 165).

 Mit dem Betriebsrätegesetz vom 04.02.1920 wurden die Mitbestimmung 

sowie die Rechte und Pflichten des Betriebsrates erstmals geregelt.

 Am 14.11.1952 trat das Betriebsverfassungsgesetz für das gesamte 

Bundesgebiet in Kraft (Novellierung in 1972).

 1955 wurde erstmals ein Personalvertretungsgesetz für den öffentlichen 

Dienst geschaffen, ab 1974 in Landespersonalgesetze überführt.
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Das HPVG

 Zuletzt geändert am 16.12.2015

 Derzeit läuft die Novellierung

 gilt für alle Verwaltungen und Betriebe des Landes, der Gemeinden, 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sowie für die Gerichte des 

Landes
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Zusammenarbeit von Personalrat & Dienststellenleitung

 Dienststellenleitung und Personalrat stehen sich innerhalb der 

Dienststelle als gleichberechtigte Partner gegenüber.

 Es besteht kein Über-/Unterordnungsverhältnis und kein 

Weisungsverhältnis.

 Beide Parteien sollen zur Erfüllung der dienstlichen Aufgaben zum 

Wohle der Beschäftigten zusammenarbeiten. 

 Es gilt das Gebot der vertrauensvollen Zusammenarbeit (§ 60 Abs. 1).
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Grundsätze (HPVG):

 Ab fünf (wahlberechtigten) Beschäftigten ist ein Personalrat erforderlich, 

wahlberechtigt sind alle Beschäftigten ab dem 18. Lebensjahr.

 Wahl für vier Jahre, Dienststellenleitung ist für die Durchführung 

zuständig.

 Die Größe des Personalrates richtet sich nach der Anzahl der 

wahlberechtigten Arbeitnehmern.

 Personalratsmitglieder unterliegen dem besonderen Kündigungsschutz.

 Freistellungsmöglichkeit ab 300 wahlberechtigten Beschäftigten.
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Grundsätze (HPVG):

 Mindestens einmal im Monat soll ein Erörterungsgespräch stattfinden

 Es gibt vier Beteiligungsformen bei folgenden Sachthemen:

 Soziale Angelegenheiten

 Personelle Angelegenheiten

 Organisatorische und wirtschaftliche Angelegenheiten

 BL & PR können Dienstvereinbarungen schließen (Initiativrecht)

 Einmal im Jahr ist eine Personalversammlung durchzuführen
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Aufgaben eines Personalrates (§ 62 HPVG):

Gruppendiskussion

Regierungspräsidium Kassel

Mario Mißler 8

Personalvertretungsrecht

Funktionen neben dem Personalrat:

 Gleichstellungsbeauftragte/r

 Schwerbehindertenvertretung

 Jugend- und Auszubildendenvertretung

 Datenschutzbeauftragte/r

 Beauftragter für Arbeitsschutz

 Gewerkschaftsbeauftragte/r

 …
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Beteiligungsformen des Personalrates:

1. Information

2. Anhörung

3. Mitwirkung

4. Mitbestimmung
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Beteiligungsform – INFORMATION

 § 62 Abs. 2 HPVG

 keine Beteiligung des PR

 Die Behördenleitung muss den PR lediglich im Rahmen der 

vertrauensvollen Zusammenarbeit über eine Maßnahme informieren

 Die Entscheidung obliegt alleine der Behördenleitung
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Beteiligungsform – INFORMATION – Beispiele:

 Angedachte Maßnahmen vorab zur Information

 Teilnahme an Auswahlverfahren und Prüfungen

 Einführung und Prüfung von Arbeitsschutzeinrichtungen

 Veränderung der Organisationsstruktur

 Schreiben an Beschäftigte (Ruhestandsversetzung, 

Stufenanpassung, Geburt des Kindes, Namensänderung, etc.)
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Beteiligungsform - ANHÖRUNG

 § 60 Abs. 4 HPVG

 Geringe Beteiligung des PR

 Die Behördenleitung unterrichtet den PR und fordert zur 

Stellungnahme auf 

 Die Entscheidung obliegt anschließend alleine der Behördenleitung
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Beteiligungsform – ANHÖRUNG – Beispiele:

 Maßnahmen zum Neu-, Um- und Erweiterungsbau von 

Diensträumlichkeiten

 Stellenanforderungen im Rahmen der Haushaltsaufstellung

 Fristlosen Entlassungen, außerordentlichen Kündigungen, 

Kündigungen in der Probezeit

 Probeweise- und versuchsweise Einführung neuer 

Techniken/Verfahren
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Beteiligungsform - MITWIRKUNG

 § 63 Abs. 1 HPVG

 Mittlere Beteiligung des PR

 Die Behördenleitung unterrichtet und erörtert die Maßnahme mit dem 

PR, der PR kann Einwände vorbringen

 Die Entscheidung obliegt der Behördenleitung, jedoch kann der PR 

anschließend ein Stufenverfahren einleiten ( § 72 Abs. 5 + 6 HPVG)
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Beteiligungsform – MITWIRKUNG – Beispiele:

 Versagen/Widerruf der Genehmigung einer Nebentätigkeit

 Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand

 Einführung neuer Verwaltungssteuerungsverfahren (NVS)

 Einführung neuer Arbeitsmethoden oder Privatisierung

 Grundsätze der Arbeitsplatz- und Dienstpostenbewertung

 Verwaltungsanordnungen für innerdienstliche soziale und 

personelle Angelegenheiten, …
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Beteiligungsform - MITBESTIMMUNG

 §§ 74, 77 HPVG

 große Beteiligung des PR

 Die Behördenleitung unterrichtet und erörtert die Maßnahme mit dem 

PR, der PR muss der Maßnahme zustimmen

 Können sich Behördenleitung und PR nicht einigen, so führt der Weg 

über ein Stufenverfahren bzw. über eine Einigungsstelle
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Beteiligungsform – MITBESTIMMUNG – Beispiele:

 Gewährung von sozialen Zuwendungen + Prämien

 Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung

 Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeitsunfällen

 Regelungen zur Ordnung und zum Verhalten der Beschäftigten

 Grundsätze zur Berufsausbildung und Fortbildung

 Arbeitszeitregelungen (Arbeitszeit, Pausenzeit, …)

 Grundsätze zum betrieblichen Vorschlagswesens
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Beteiligungsform – MITBESTIMMUNG – Beispiele:

 Gestaltung der Arbeitsplätze

 Grundsätze zur Aufstellung von Dienstplänen, Urlaubsplänen, etc.

 Einstellungen, Beförderungen, Höhergruppierungen

 Abordnungen und Zuweisungen (>6 Monate), Versetzungen

 Entlassungen + ordentliche Kündigungen

 Weiterbeschäftigung nach Renten- oder Pensionseintritt
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Beteiligungsform – MITBESTIMMUNG – Beispiele:

 Ablehnung eines Antrages auf Teilzeitbeschäftigung

 Grundsätze für Stellenausschreibungen

 Beurteilungsrichtlinien

 Erstellung von Frauenförder- und Gleichstellungsplänen

 …

 …
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Beteiligungsform – MITBESTIMMUNG - Ablehnung:

 Der Personalrat kann die Zustimmung nur verweigern (§ 77 HPVG):

 Maßnahme verstößt gegen eine Rechtsgrundlage

 Maßnahme kann Beschäftigte benachteiligen

 Maßnahme stört den Frieden in der Dienststelle
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Initiativrecht (für soziale und personelle Maßnahmen)

 Die Initiative eine Regelung treffen zu wollen, kann sowohl von der 

Dienststellenleitung, als auch vom Personalrat ausgehen. 

 In der Regel wird hierzu eine Dienstvereinbarung abgeschlossen.

 Die Dienstvereinbarungen sind in geeigneter Form bekannt zu machen 

(Schwarzes Brett, Info-Schrift, Intranet,…).

 Eine Dienstvereinbarung darf nicht gegen das HPVG verstoßen.
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Betriebsverfassungsrecht

Wesentliches zum Betriebsverfassungsgesetz

 BetrVG findet Anwendung in der freien Wirtschaft.

 Ab mindestens fünf wahlberechtigten Mitgliedern kann ein Betriebsrat 

gewählt werden.

 Die Initiative für die Betriebsratswahl obliegt alleine den Arbeitnehmern.

 Wahl für vier Jahre.

 Die Größe des Betriebsrates richtet sich nach der Anzahl der 

wahlberechtigten Arbeitnehmern.


